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Beschlussempfehlung und Bericht 
des Rechtsausschusses (6. Ausschuss) 

zu den Streitverfahren vor dem Bundesverfassungsgericht 2 BvE 2/22, 2 BvE 3/22 
und 2 BvE 3/23 

A. Problem 
Antragsteller in den Organstreitverfahren zu den Aktenzeichen 2 BvE 2/22, 2 BvE 
3/22 und 2 BvE 3/23 ist die Partei Alternative für Deutschland (AfD) bzw. deren 
Bundesvorstand. Antragsgegner ist jeweils die Bundesregierung sowie im Ver-
fahren 2 BvE 2/22 der Bundeskanzler Olaf Scholz, im Verfahren 2 BvE 3/22 der 
Bundesminister für Wirtschaft und Klimaschutz, Dr. Robert Habeck, und im Ver-
fahren 2 BvE 3/23 die Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend, Lisa Paus. 

Im Verfahren 2 BvE 2/22 richtet sich die Antragstellerin gegen eine Äußerung 
des Bundeskanzlers im Rahmen der Befragung der Bundesregierung am 
6. Juli 2022, im Verfahren 2 BvE 3/22 gegen eine Äußerung des Bundeswirt-
schaftsministers im Rahmen der Aktuellen Stunde am 26. Juni 2022 und im Ver-
fahren 2 BvE 3/23 gegen eine Äußerung der Bundesfamilienministerin im Rah-
men der Aktuellen Stunde am 18. Januar 2023.  

Die Antragstellerin sieht in den streitgegenständlichen Äußerungen Verletzungen 
des Neutralitätsgebots staatlicher Organe, die sie in ihrem Recht auf Chancen-
gleichheit der Parteien aus Artikel 21 Absatz 1 Satz 1 des Grundgesetzes verletz-
ten und beantragt die entsprechende Feststellung durch das Bundesverfassungs-
gericht. 

B. Lösung 
Der Rechtsausschuss empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP und der Gruppe Die Linke bei Stimm-
enthaltung der Fraktionen der CDU/CSU und AfD in Abwesenheit der 
Gruppe BSW, in den Streitverfahren vor dem Bundesverfassungsgericht 
2 BvE 2/22, 2 BvE 3/22 und 2 BvE 3/23 Stellung zu nehmen und die Präsi-
dentin zu bitten, eine Prozessbevollmächtigte oder einen Prozessbevollmäch-
tigten zu bestellen. 

C. Alternativen 
Keine. 
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D. Kosten 
Kosten der Prozessvertretung. 
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Beschlussempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

in den Streitverfahren vor dem Bundesverfassungsgericht 2 BvE 2/22, 2 BvE 3/22 
und 2 BvE 3/23 Stellung zu nehmen und die Präsidentin zu bitten, eine Prozess-
bevollmächtigte oder einen Prozessbevollmächtigten zu bestellen. 

Berlin, den 13. März 2024 

Der Rechtsausschuss 

Elisabeth Winkelmeier-Becker 
Vorsitzende 
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Bericht der Vorsitzenden des Rechtsausschusses, Elisabeth Winkelmeier-Becker 

Der Rechtsausschuss hat in seiner 93. Sitzung am 13. März 2024 mit den Stimmen der Fraktionen SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und FDP und der Gruppe Die Linke bei Stimmenthaltung der Fraktionen der CDU/CSU 
und AfD in Abwesenheit der Gruppe BSW beschlossen, dem Deutschen Bundestag zu empfehlen, in den Streit-
verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht 2 BvE 2/22, 2 BvE 3/22 und 2 BvE 3/23 Stellung zu nehmen und 
die Präsidentin zu bitten, eine Prozessbevollmächtigte oder einen Prozessbevollmächtigten zu bestellen. 

Berlin, den 13. März 2024 

Elisabeth Winkelmeier-Becker 
Vorsitzende 
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